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4249
Verordnung der Wiener Landesregierung, LGBI. Nr. 14/1960
(Kurzparkzonen). Keine Bedenken gegen § 104 Abs. 1 und 4
StVO. 1960. Kurzparkzone; Aufstellung der Verbotstafeln. Ver~
letzung des Eigentumsrechtes durch Verhängung einer Geldstrafe

ohne Rechtsgrundlage.

Erk. v. 29. Juni 1962, B 362/61.

Der Bescheid wird als verfassungswidri" aufgehoben.

Entscheidungsgründe:

Mit dem im Instanzenzug ergangenen Bescheid der Wiener
Landesregierung vom 19. Mai 1961 wurde der Beschwerdeführer
für schuldig erkannt, am 11. Jänner 1961 in der Zeit von 15Uhr 45
bis 16 Uhr 45 in der Kurzparkzone in Wien VI, Damböckgasse,
vor dem Hause NI'. 1 mit einem Pkw. geparkt, hiebe i keine Park-
scheibe an dem Fahrzeug angebracht und dadurch eine Verwal-
tungsübertretung nach § 2 Abs. 1 der Verordnung der Wiener
Landesregierung vom 1. Juni 1960, LGBI. NI'. 14/1960, begangen
zu haben. Gemäß § 99 Abs. 3 Jit. a StVO. wurde über ihn eine
Geldstrafe von 100S (Ersatzarreststrafe von 48 Stunden) ver-
hängt.

Inder dagegen erhobenen Verfassungsgerichtshofbeschwerde
behauptet der Beschwerdeführer, durch den angefochtenen
Bescheid in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf Unversehrtheit des Eigentums verletzt worden zu sein.

Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Unver-
schrtheit des Eigentums wird nach der ständigen Rechtsprechung
des Verfassungsgerichtshofes mit Rücksicht auf den im Art. 5
StGG. enthaltenen Gesetzesvorbehalt durch den Bescheid einer
Verwaltungsbehörde verletzt, wenn der Bescheid entweder ohne
jede gesetzliche Grundlage erlassen wurde oder wenn er sich nur
auf ein verfassungswidriges Gesetz stützt oder schlieRlich, wenn
die Verwaltungsbehörde bei der Erlassung des Bescheides ein
verfassungsmäßiges Gesetz in denkunmöglicher Weise angewen-
det hat (vgI. Erk. Slg. NI'. 3566/1959 u. a.).

Der Beschwerdeführer behauptet nun, daß sich der angefoch-
tene Bescheid auf eine gesetzwidrige Verordnung stütze und
daher einer gesetzmäßigen Rechtsgrundlage entbehre. Die Ver-
ordnungsermächtigung des § 104 Abs. 4 StVO. betreffe nur die
Weitergeltung solcher Verordnungen, die durch Verkehrsschilder
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kundgemacht seien und mit den Bezeichnungen der StVO. nicht
im Widerspruch steheI!. Letztere Voraussetzung sei nicht gegeben.
Die Kundmachungsvorschrift nach § 44 Abs. 1 StVO. komme auch
für Kurzparkzonen in Betracht. Da die Bezeichnung des § 44
Abs. 4 StVO. für Kurzp.arkzonen nicht anwendbar sei, müssen
diese gemäß § 52 Z. 13 kundgemacht werden. Nach dem konkre-
ten Wortlaut dieser Gesetzesstelle beziehe sich das Verbot jedoch
nur auf die Straßenseite, auf der sich diese Zeichen befinden.
Eine Kundmachung dieser Art sei für das in Betracht kommende
Straßenstück nicht erfolgt. Schließlich wirft der Beschwerdefüh-
rer auch noch die Frage auf, ob die Zuständigkeit der Wiener
Landesregierung zur Erlassung' der in Rede stehenden Verord-
nung überhaupt gegeben sei. Der Beschwerdeführer regt daher
an, von Amts wegen das Verfahren zur Prüfung der Gesetz-
mäßigkeit dieser Verordnung einzuleiten.

Die in Rede stehende Verordnung der Wiener Landesregie-
rung vom 1. Juni 1960, LGBL Nr. 14, die die hier in Betracht
kommende Kurzparkzone betrifft, ist hinsichtlich ihrer Überein-
stimmung mit dem Gesetz ausschließlich nach der Straßenver-
kehrsordnung 1960 zu beurteilen. Ihre gegenwärtige Geltung
geht nämlich auf die Verordnung des Bundesministers für Han-
del und Wiederaufbau, BGBL Nr. 4/1961, zurück, die bereits
während der Wirksamkeit der Straßenverkehrsordnung 1960
erlassen wurde, sich auf sie stützt und daher nur in ihr die
gesetzliche Deckung finden kann (Erk. vom 26. März 1962,
B 304161).Aus diesem Erkenntnis geht aber auch hervor, daß der
Verfassungsgerichtshof gegen die Rechtsgrundlage dieser Ver-
ordnung, nämlich gegen § 104 Abs. 1 und 4 StVO. 1960 keine
Bedenken hat.

Nach § 43 Abs. 1 lit. a StVO. ist die Erlassung von Haltever-
boten und Haltebeschränkllngen zulässig, wenn und insoweit es
die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des sich bewegenden
.oder die Ordnung des ruhenden Verkehrs, die Lage, Widmung,
Pflege, Reinigung oder Beschaffenheit der Straße oder die Lage,
Widmung oder Beschaffenheit eines an der Straße gelegenen
Gebäudes oder Gebietes erfordert.

Der Verfass llngsgerichtshof hat keine Bedenken, daß die ver-
kehrsmäßigen Voraussetzungen für die Bestimmung der gegen-
ständlichen Kurzparkzonen nicht gegeben wären. Auch der
Beschwerdeführer bestreitet nicht die gesetzliche Möglichkeit zur
Erlassung der Verordnung, behauptet jedoch, daß diese nicht
gesetzmäRig kundgemacht worden sei.
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Gemäß § 44 Abs. 1 StVO. 1%0 sind die im § 43 bezeichneten
Verordnungen, soferne sich aus den folgenden Absätzen nichts
anderes ergibt, durch Straßenverkehrszeichen kundzumachen. Eine
solche Kundmachung ist zwar im Umkreis der g-anzen Zone
erfolgt, jedoch nicht auf jener Straßenseite, an der der Kraft-
wagen des Täters abgestellt war. Im § 52 Z. 13 StVO. 1960 heißt
es; "Dieses Zeichen zeigt mit der Zusatz tafel "Anfang" den
Beginn und mit der Zusatz tafel "Ende" das Ende einer Strecke
an, auf der das Parken verboten ist. Das Verbot bezieht sich auf
die Straßenseite, auf der sich diese Zeichen befinden". Der
nächste Satz bringt im unmittelbaren Anschluß die Ausnahmen:
"Folgende unter dem Zeichen angebrachte Zusatz tafeln zeigen
an: ....

e) Die Zusatztafel mit der Aufschrift "Zone" daß das Gebiet
innerhalb dieser Zeichen eine Kurzparkzone ist (§ 25) ... "

Damit hat also der Gesetzgeber in einer jeden Zweifel aus-
schließenden Weise bestimmt, daß in einem solchen Fall (Park-
verbotstafel und Zusatz tafel "Zone") sich ·die Tafeln nicht nur auf
eine Straßenseite, sondern auf ein ganzes Gebiet beziehen. Die
Zone ist jedoch nur dann gesetzmäßig gekennzeichnet, wenn bei
der Einfahrt ein solches Verkehrszeichen mit der Zusatztafel
"Anfang" und bei der Ausfahrt ein solches mit der Zusatztafel
"Ende" aufgestellt ist. Daraus ergibt sich, daß Straßen mit
Gegenverkehr am Anfang und Ende der Zone beide Tafeln auf-
weisen müssen.

Anders verhält es sich, wenn die Einfahrt auf einer Einbalm-
straße erfolgt. Hier fehlt auf der linken Seite mangels Zuläs-
sigkeit der Ausfahrt das Verkehrszeichen mit der Zusatztafel
"Ende". Weist nun die Einbahnstrafle eine Breite auf, die
gemäß § 24 Abs. 3 lit. d StVO. ein be~derseitiges Parken zuläßt,
so reicht das Verkehrszeichen mit der Zusatztafel "Anfang" allein
nicht mehr zur Kennzeichnung einer Zone, die beide Straßensei-
ten umfaflt, aus. Dies deshalb, weil nicht erkennbar ist, dafl die
Kurzparkzone auch die linke Straflenseite erfassen soll. Es würde
daher nur die rechte Straßenseite allein als zur Zone gehörig
gekennzeichnet sein.

Die gegenständliche Kurzparkzone wird gemäß § 1 Abs. 1
lit. b der Verordnung LGBI. Nr. 14/1%0 für Wien "von der ...
Damböckgasse (einschließ.lich) ... begrenzt". Die Damböckgasse
fällt demnach beiderseits in die Kurzparkzone. Sie ist eine Ein-
bahnstrafle und weist eine Breite auf, die auch dars Parken auf
der linken Straßenseite zuläßt. Das bei der Einfahrt in die Dam-
böcl,;:gasse aufgestellte Zeichen erfaßt jedoch nur die rechte
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Straßenseite. Für die linke Seite der Damböckgasse ist demnach
die Zugehörigkeit in die mit § 1 Abs. 1 lit. b der Verordnung
LGBL für Wien NI'. 14/1961 eingeführte Kurzparkzone im Sinne
des § 104 Abs. 4 StVO. 1960 und § 1 der Verordnung des Bun-
desministers für Handel und Wiederaufbau, BGBl. NI'. 4/1961.
nicht kenntlich gemacht. Sie ist daher für den Tatort nicht wirk-
sam geworden. Bezogen auf den vorliegenden Beschwerdefall
ergibt sich, daß für die Verhängung der Geldstrafe die notwen-
dige Rechtsgrundlage fehlte.

Der Besdnverdeführer ist aus diesem Grunde im Sinne der
eingangs zitierten Rechtsprechung in seinem verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Reeht auf Unverletzlichkeit des Eigentums
verletzt wordel!. Der angefochtene Bescheid war daher als ver-
fassungswidrig aufzuheben.

4250
Grenzen der Überprüfung von gemäß § 50 Abs. 1 Verwaltungs-
gericlItshofgesetz 1952 erlassenen VollstreclmngsbesclIeiden

(ErsatzbesclIeiden) durclI den VerfassungsgericlItshof.

Erk. v. 29. Juni 1962, B 376/61.

Die Beschwerde wird abgewiesen und dem Verwaltungsgerichtshof
abgetreten.

EntsclIeidungsgründe:

1. Gegenstand der vorliegenden Verfassungsgerichtshof-
beschwerde ist der Bescheid des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft vom 27. September 1961, mit welchem die
Entschädigung für die der Besdlwerdeführerin zu Gunsten der
Ennskraftwerke AG. enteigneten 530 m2 aus der Grundparzelle
43/2 Kat. Gem. L. mit dem Betrage von 6.515 S festgesetzt wor-
den ist.

Die Verfassungsgerichtshofbeschwerde ist darauf gerichtet.
die Verfassungswidrigkeit des § 117 des Wasserrechtsgesetzes
1959 (Anlage zu der auf Grund des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBL NI'. 114/1947, erlassenen Kundmachung der Bun-
desregierung, BGBL NI'. 215/1959) darzutun, nach welchem bei
Enteignung in Wasserrechtssachen über Art und Ausmaß der im
Gesetz vorgesehenen Entschädigung ausschliefllich die Wasser-
rechtsbehörde entscheidet. Die Verfassungswidrigkeit dieser
Gesetzesstelle erblickt die Beschwerde darin, daß die Kompetenz
der Verwaltungsbehörde zur Entscheidung über den Anspruch


